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Teilzeit- und geringfügige Beschäftigung 
sind längst keine Ausnahmen mehr: Knapp 
ein Drittel der Beschäftigten arbeitet laut 
Statistischem Bundesamt in Teilzeit. Da ist 
das Praxishandbuch „Teilzeit und ge-
ringfügige Beschäftigung“ aus der Reihe 
„Das arbeitsrechtliche Mandat“ auch in der 
2. Auflage ein wichtiger und hilfreicher
Begleiter für die arbeitsrechtliche Praxis.

Es beschreibt die unterschiedlichen 
Formen der Teilzeitarbeit und das in 
einem Buch. Wie alle Bücher aus der Reihe 
überzeugt auch dieser Titel durch seine 
Praxistauglichkeit und seine übersicht-
liche Darstellung. Sie finden u.a. wert-
volle Informationen und Arbeitshilfen  
(Muster, Formulierungshilfen, Praxis-
tipps, Beispiele) zu folgenden Themen: 

• Rahmenbedingungen der Teilzeitarbeit
•  Mutterschutz/Elternzeit 
• Altersteilzeit 
•  Anspruch auf Teilzeit und auf Verlänge-

rung der Arbeitszeit

•  Brückenteilzeit
•  Pflegeteilzeit und Familienpflegezeit
•  Sozialversicherungsrecht: Krankenver-

sicherung, Pflegeversicherung, Renten-
versicherung, Arbeitslosenversicherung,
Unfallversicherung 

•  Steuerliche Behandlung der Teilzeit-
arbeit 

•  Geringfügige Beschäftigung: in und
außerhalb privater Haushalte

Das Buch wendet sich sowohl an bera-
tende als auch vertretende Rechtsanwälte, 
Fachanwälte des Arbeits- und Sozialrechts, 
Personalvertretungen sowie Unterneh-
mensjuristen.

Die Autoren Dr. Stephan Pauly, Dr. Ste-
phan Osnabrügge und Michael Huth sind 
ausgewiesene anwaltliche Experten im 
Bereich Arbeitsrecht. Michael Pauly ist seit 
2021 am Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, 
Arbeitsrecht und Rechtsvergleichung der 
Fernuniversität Hagen tätig.

www.anwaltverlag.de
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Vorwort zur Buchreihe „Das arbeitsrechtliche
Mandat“

Die Buchreihe „Das arbeitsrechtliche Mandat“ will Praktikern aus den Unternehmen
und den mit dem Arbeitsrecht befassten anwaltlichen Beratern in zentralen Gebieten
des Arbeitsrechts einen aktuellen und profunden rechtlichen Einstieg in die Materie er-
möglichen. Darüber hinaus will sie der betrieblichen Praxis, der (Fach-)Anwaltschaft
und der Arbeitsgerichtsbarkeit praktisch erprobte Handlungsempfehlungen sowie rechts-
sichere Regelungs- und Formulierungsvorschläge bieten.

Das Arbeitsrecht und HR sehen sich in besonderer Weise mit der fortschreitenden Digi-
talisierung der Wirtschaft und der Arbeitswelt und den daraus erwachsenden Herausfor-
derungen konfrontiert. Deshalb spricht man zutreffend nicht nur von Industrie 4.0, son-
dern auch von der Arbeitswelt 4.0 und den umwälzenden Folgen der Digitalisierung.
Fest steht, dass sich die Arbeitswelt aufgrund disruptiver Technologiesprünge in einem
immer schneller anmutenden Wandel befindet, der eine Vielzahl wegweisender Entschei-
dungen sowie hohe Änderungs- und Anpassungsbereitschaft bei den Entscheidungsträ-
gern erzwingt. Zunehmend lösen sich althergebrachte Arbeitsformen und betriebliche
Strukturen aufgrund neuer digitaler Geschäftsmodelle und moderner (prekärer) Beschäf-
tigungsformen auf, die unter vielsagenden Begrifflichkeiten wie „Crowd-Work“, „Gig-
Work“, „Scrum“ u.a. firmieren. Um auf die Herausforderungen der Digitalisierung und
der geänderten Arbeitsabläufe in einer Arbeitswelt 4.0 angemessen zu reagieren, müssen
neue tragfähige Konzepte und Ansätze gefunden werden, um Arbeit auch zukünftig ge-
sellschaftlich verantwortlich, erfolgreich und rechtssicher zu organisieren. Dabei führen
insbesondere der Verlust betrieblicher Strukturen sowie die zunehmende Tarifflucht auf-
grund abnehmender kollektiver Regelungsgrundlagen zu teilweise unerwünschten,
schwer handhabbaren Regelungs- bzw. Nicht-Regelungszuständen. Übergreifend könnte
man diesen Praxisbefund mit einem gefühlt fortschreitenden Kontrollverlust trotz zuneh-
mender gesetzlicher Regelungsdichte und -tiefe beschreiben. Fest steht, dass Arbeitsrecht
ein unverzichtbares, hoch dynamisches Recht in Wirtschaft und Gesellschaft ist, welches
in besonderer Weise einem starken politischen Zugriff und einem wechselnden Zeitgeist
unterliegt.

Ziel der Buchreihe „Das arbeitsrechtliche Mandant“ ist es, in diesem dynamischen
Rechtsumfeld verlässlich und mit einem hohen Nutzwert für den „User“ Orientierung
zu bieten und dabei nachvollziehbar mit einer klaren, transparenten Argumentation recht-
lich Stellung zu beziehen. Die Buchreihe beschreibt das arbeitsrechtliche Mandat derzeit
mit sieben Bänden, die alle von ausgewiesenen, aus dem Markt bekannten Kennern der
Materie betreut werden. Von ihrer Konzeption her ist die Buchreihe bewusst auf einen
zukünftigen Ausbau angelegt.
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Der Arbeitsvertrag und die AGB-Kontrolle bilden für den beratenden Praktiker das
Grundrüstzeug, das besonders stark durch die Rechtsprechung geprägt wird und sich des-
halb in einem ständigen Fluss befindet. Im Bereich der Vertragsgestaltung benötigt die
Praxis vor allem verlässliche Klauseln und rechtliche Lösungen, die im Streitfall einer ar-
beitsgerichtlichen Überprüfung auch in II. und ggf. III. Instanz standhalten und somit für
Rechtsklarheit zwischen den Arbeitsvertragsparteien sorgen.

Der Band Arbeitsrecht bei Umstrukturierung aus der Arbeitnehmerperspektive ver-
folgt bewusst einen neuen Ansatz. Aktuell besitzt das Werk im arbeitsrechtlichen Buch-
markt ein Alleinstellungsmerkmal, da es auf einer entgegengesetzten Sichtweise des Ar-
beitnehmers beruht. Es stellt somit das Gegenstück zu einer Vielzahl von Büchern dar, die
aus Unternehmens- und Arbeitgebersicht verfasst sind. Das Werk schließt damit eine Lü-
cke und trägt dem Umstand Rechnung, dass Betriebsübergänge und sonstige tiefgreifen-
den Reorganisations- und Umstrukturierungsmaßnahmen zwangsläufig auch immer auf
Arbeitnehmerseite existenziellen, komplexen anwaltlichen Beratungs- und Vertretungs-
bedarf nach sich ziehen.

Aufhebungsverträge haben große Bedeutung für den rechtssuchenden Mandanten und
den arbeitsrechtlichen Praktiker. Sie stellen für den Arbeitsrechtsanwalt eines seiner
Kernberatungsfelder dar. Bei der Gestaltung und der Verhandlung von Aufhebungsver-
trägen bedarf der Praktiker im hohen Maße geeigneter und rechtssicherer Formulierungs-
hilfen und praktikabler Handlungsempfehlungen, um seinen Mandanten fachgerecht zu
beraten und „gute“ Lösungen zu erzielen. Beim Abschluss von Aufhebungsverträgen be-
wegt man sich zudem rechtlich zwingend immer an der Schnittstelle von Arbeits-,
Dienst-, Gesellschafts-, Steuer- und Sozialversicherungsrecht. Diese Schnittstelle will
beherrscht werden, da sonst kein gutes rechtliches Ergebnis erzielt werden kann.

Der Band „Variable Vergütungsformen“ beschäftigt sich mit der Ausgestaltung der für
die geleistete Arbeit vom Arbeitgeber zu erbringenden Gegenleistungen. In der Arbeits-
welt 4.0 besteht ein nachweislich hoher Bedarf nach alternativen Beschäftigungsformen,
die zwangsläufig auch mit alternativen, variablen und anreizbezogenen Vergütungsfor-
men einhergehen. Insoweit stehen an der Schnittstelle zum Steuer- und Sozialversiche-
rungsrecht unter anderem die korrekte Versteuerung und Verbeitragung variabler Ver-
gütungsformen sowie die rechtlichen Themen des Mindestlohngesetzes im Blickpunkt.
In höheren Gehaltsklassen rücken demgegenüber Aktienbezugs- und -optionsprogram-
me, Wertrechte unterschiedlichster Art und andere anreizbasierte Instrumente sowie
ihre rechtssichere Ausgestaltung in den Fokus der Rechtssuchenden.

Betriebsvereinbarungen und Sozialpläne bilden zentrale, unverzichtbare Bausteine im
kollektiven Arbeitsrecht. Betriebsvereinbarungen und Sozialpläne sind komplexe Rege-
lungswerke mit großer belegschaftsübergreifender Bedeutung. Mit Blick auf diesen
Grundbefund will dieser Band unter anderem wertvolle, praktische Hinweise und Hand-

Vorwort zur Buchreihe „Das arbeitsrechtliche Mandat“
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lungsempfehlungen für die Verhandlung von Interessenausgleichen und Sozialplänen als
auch für in diesem Kontext erforderliche Einigungsstellen geben.

Der Band Arbeits- und Sozialrecht in der Insolvenz will vor allem rechtliche Orientie-
rung und Hilfe in der Bewältigung von Krisen liefern. Gerade in der Krise ist ein Handeln
der Verantwortlichen gefragt (Stichworte: gute Unternehmensführung und Compliance),
das auf Haftungsvermeidung durch gesetzeskonformes Handeln bei gleichzeitig gestei-
gerten Sorgfalts-, Informations- und Handlungspflichten ausgerichtet ist. Arbeits- und
Sozialrecht in der Insolvenz ist aus diesem Grund ein ebenfalls unverzichtbares Rüstzeug
des auf Beratung von Unternehmen spezialisierten Arbeitsrechtlers.

Teilzeit und geringfügige Beschäftigung sind maßgebliche rechtliche Bausteine in ei-
ner Arbeitswelt 4.0 und besitzen eine hohe Bedeutung auf dem deutschen Arbeitsmarkt.
Gerade die aktuell eingeführte Brückenteilzeit dient dazu, Diskriminierung, Teilzeitfal-
len und einer Geschlechterbenachteiligung mit tragfähigen rechtlichen Ansätzen ent-
gegenzuwirken. Es geht um die Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Wertet man Teilzeit
und geringfügige Beschäftigung mit Blick auf die Praxis als prekäre Beschäftigungsfor-
men, wird einmal mehr deutlich, dass die Praxis gut umsetzbare, rechtssichere Lösungen
braucht, um Arbeit in Teilzeit und Geringfügigkeit sozial und gesellschaftlich verantwor-
tungsvoll durchführen zu können.

Die Herausgeber freuen sich, mit der Buchreihe „Das arbeitsrechtliche Mandat“ und ihren
Einzelbänden das arbeitsrechtliche Schrifttum aus der Sicht des Praktikers zu bereichern.
Lob, Kritik, Hinweise und Anregungen der Leser und der Benutzer sind allesamt er-
wünscht, um die Buchreihe in Zukunft weiterentwickeln und im Sinne der Zielgruppe ver-
bessern zu können.

Köln im Juli 2019 Prof. Dr. Martin Henssler/

Dr. Joachim Holthausen

Vorwort zur Buchreihe „Das arbeitsrechtliche Mandat“
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Vorwort

Der moderate Trend zu mehr Teilzeitbeschäftigung in Deutschland hält weiter an. Im
Jahr 2023 arbeiteten 31 % der Angestellten hierzulande in Teilzeit, wie das Statistische
Bundesamt (Destatis) mitteilt. Gegenüber dem Vorjahr (30 %) ist die Teilzeitquote
damit erneut leicht gestiegen. Während 2023 jede zweite Frau (50 %) einer Teilzeit-
beschäftigung nachging, lag die Teilzeitquote unter den Männern mit 13 % deutlich
niedriger. Die Aktivierung von Teilzeitbeschäftigten, mehr zu arbeiten, stellt eine Mög-
lichkeit dar, zusätzliches Potenzial am Arbeitsmarkt zu erschließen und wird deshalb im
Zusammenhang mit Fachkräftemangel diskutiert. Gleichzeitig kann eine Teilzeit-
beschäftigung die Aufnahme einer Beschäftigung erst ermöglichen, etwa weil auf diese
Weise die Vereinbarkeit von Beruf und Familie besser oder überhaupt gewährleistet
werden kann.1

Die Gründe, warum Menschen in Teilzeit arbeiten, sind unterschiedlich: Die Geburt des
eigenen Kindes führt vor allem bei Frauen zu einer Reduzierung der Arbeitszeit. Frauen
arbeiten am häufigsten wegen Betreuungspflichten in Teilzeit, Männer wegen Bildung.
Teilzeitbeschäftigung wird über alle Altersgruppen hinweg genutzt.

Individuelle Tages- und Wochenarbeitszeiten, flexible Arbeitszeitmodelle, Arbeit auf Ab-
ruf oder Brückenteilzeit ermöglichen den Beschäftigten nicht nur eine größere Zeitsouve-
ränität und schaffen so die Grundlage für eine Vereinbarkeit von Familie und Beruf, für eh-
renamtliche Tätigkeiten und soziales Engagement, aber auch für mehr Zeit für Familie,
Freunde und Hobbys. Teilzeit und geringfügige Beschäftigung sind auch wichtige Themen
der anwaltlichen Beratung und beschäftigen die Arbeitsgerichte. Die Rechtsprechung des
Bundesarbeitsgerichts und der Instanzgerichte ist vielfältig. Das belegen beispielsweise
die Trefferlisten zu §§ 6 ff. TzBfG, § 15 Abs. 7 BEEG, § 3 PflegeZG, § 2 FPfZG oder
§ 164 Abs. 5 SGB IX bei juris®.

Das Buch befindet sich auf dem Stand der Rechtsprechung und der Gesetzeslage vom
1.9.2024. Es behandelt aus der Praxis für die Praxis die rechtlichen Aspekte der Teilzeit-
arbeit und der geringfügigen Beschäftigung. Es bedient die Bedürfnisse der anwalt-
lichen Praxis nicht nur mit ausführlichen Rechtsprechungshinweisen, sondern auch
mit Mustern und Lösungsvorschlägen. Es enthält rechtliche und taktische Hinweise
für Arbeitgeber und Arbeitnehmer sowie deren Berater. Das völlig neubearbeitete
und in allen Bereichen aktualisierte Buch gibt darüber hinaus allen Rechtsanwendenden
in Anwaltschaft, Arbeitsgerichtsbarkeit und Unternehmen Antworten auf die alltägli-
chen Rechtsfragen zur Teilzeit.

1 Statistisches Bundesamt (Destatis), Pressemitteilung Nr. N017 vom 26.4.2024.
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Wir freuen uns auf die Anregungen und die Kritik unserer Leserinnen und Leser und auf
eine gute Zusammenarbeit mit unserem neuen Autor Michael Pauly.

Bonn, im September 2024 Dr. Stephan Pauly/

Dr. Stephan Osnabrügge

Vorwort
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PStV Personenstandsverordnung

R Richtlinie

RABl. Reichsarbeitsblatt

RdA Recht der Arbeit (Zeitschrift)

Rdn Randnummer (interner Verweis)

RL Richtlinie

Rn Randnummer (externer Verweis)

RVG Rechtsanwaltsvergütungsgesetz

RVO Reichsversicherungsordnung
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S. Satz/Seite

s. siehe

SG Sozialgericht

SGB Sozialgesetzbuch

Slg. Sammlung

SGb Die Sozialgerichtsbarkeit (Zeitschrift)

SGG Sozialgerichtsgesetz

sog. sogenannte/r/s

SozR Sozialrecht

StGB Strafgesetzbuch

St. Rspr. ständige Rechtsprechung

StW Steuerwarte (Zeitschrift)

SvEV Sozialversicherungsentgeltverordnung

TV ATZ Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeitarbeit

TVG Tarifvertragsgesetz

TV-L Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst der Länder

TVöD Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst

TzBfG Teilzeit- und Befristungsgesetz

U Umlage

u.a. und andere

ULAK Urlaubs- und Lohnausgleichskasse der Bauwirtschaft

UmwG Umwandlungsgesetz

Unterabs. Unterabsatz

u.s.w. und so weiter

v. vom/von

VAG Versicherungsaufsichtsgesetz

Var. Variante

VG Verwaltungsgericht
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vgl. vergleiche

VO Verordnung

VVG Versicherungsvertragsgesetz

VwGO Verwaltungsgerichtsordnung

VwVG Verwaltungsvollstreckungsgesetz

wg. wegen

WM Wertpapiermitteilungen

z.B. zum Beispiel

Ziff. Ziffer

ZinsO Zeitschrift für das gesamte Insolvenz- und Sanierungsrecht

ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (Zeitschrift)

ZPO Zivilprozessordnung

ZTR Zeitschrift für Tarifrecht (Zeitschrift)
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§ 1 Arbeitnehmereigenschaft

Dr. Stephan Osnabrügge

1Teilzeitbeschäftigter ist nach § 2 Abs. 1 TzBfG derjenige, dessen regelmäßige Wochen-
arbeitszeit kürzer ist als die eines vergleichbaren Vollzeitbeschäftigten. Teilzeitbeschäf-
tigte sind bereits nach der Legaldefinition in § 2 Abs. 1 TzBfG Arbeitnehmer. Arbeit-
nehmer ist derjenige, der aufgrund eines privatrechtlichen Vertrages im Dienste eines an-
deren zur fremdbestimmten Arbeit in persönlicher Abhängigkeit verpflichtet ist.1 Das
Maß der persönlichen Abhängigkeit bestimmt sich maßgeblich aus der Eingliederung
in die betriebliche Organisation durch das Vorhandensein von Weisungsrechten bezüg-
lich Inhalt, Durchführung, Zeit, Dauer und Ort der Tätigkeit. Die Dauer der regelmäßigen
Arbeitszeit ist nach der Rechtsprechung kein relevantes Kriterium für die Frage, ob der
Teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer ist2 und deshalb die arbeitsrechtlichen Schutzgesetze
Anwendung finden. Unmaßgeblich für die grundsätzliche Qualifikation als Arbeitnehmer
ist auch – gerade für Teilzeitbeschäftigte – das Maß der wirtschaftlichen Abhängigkeit.3

2Die Tatsache, dass sich die Frage der Arbeitnehmereigenschaft nach den allgemeinen
Grundsätzen richtet, gilt ausnahmslos für alle Teilzeitbeschäftigten. Unerheblich für den
arbeitsrechtlichen Status ist die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung, was sich
für die Entgeltgeringfügigkeit ausdrücklich aus § 2 Abs. 2 TzBfG ergibt. Daraus resultiert,
dass auch geringfügig Beschäftigte sowie Werkstudenten Arbeitnehmer sind, wenn die
Kriterien des BAG zur Abgrenzung der Arbeitnehmereigenschaft auf sie zutreffen.

3Die Frage der Arbeitnehmereigenschaft und damit die Geltung der arbeitsrechtlichen
Schutzgesetze sind zudem grundsätzlich nicht der Rechtswahlfreiheit der Parteien un-
terworfen, sondern alleine Frage der tatsächlichen Ausgestaltung des Dienstverhältnis-
ses. Dies gilt auch und in besonderer Weise für die Arbeitsverhältnisse des Öffentlichen
Dienstes. Sehen die einschlägigen Normen keine bestimmte Rechtsform vor, gelten die
allgemeinen Grundsätze. Auch und gerade dem Staat steht es nicht frei, sich dem Schutz-
und Kontrollumfang des sozialen Arbeitnehmerschutzrechts durch eine freie Rechtswahl
zu entziehen.

4An Hochschulen können neben Beamtenverhältnissen und Arbeitsverhältnissen auch öf-
fentlich-rechtliche Dienstverhältnisse eigener Art begründet werden.4 Dies gilt allerdings

1 BAG v. 21.2.2017 – 1 ABR 62/12, NZA 2017, 662; BAG v. 7.9.1995 – 8 AZR 515/94, NZA 1996, 33.
2 BAG v. 11.3.1998 – 5 AZR 522/96, NZA 1998, 705, 707; BAG v. 30.10.1991 – 7 ABR 19/91, NZA 1992, 407;

a.A.: ArbG Oldenburg v. 7.6.1996 – 3 Ca 819/95, NZA-RR 1997, 162, 163.
3 BAG v. 13.11.1991 – 7 AZR 31/91, AP Nr. 60 zu § 611 BGB Abhängigkeit.
4 BAG v. 18.7.2007 – 5 AZR 854/06, NZA-RR 2008, 103.
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nicht, soweit Gesetze Rechtsformzwänge vorsehen, wie dies § 53 Abs. 1 HRG für wissen-
schaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter regelt. Auch Landesgesetze beinhalten ent-
sprechende Rechtsformzwänge, so z.B. §§ 44 Abs. 1; § 45 Abs. 1 HG NRW für wissen-
schaftliche Mitarbeiter, die im Beamtenverhältnis oder im Arbeitsverhältnis beschäftigt wer-
den können. Den Universitäten bzw. den Ländern ist es, soweit solche Rechtsformzwänge
reichen, daher verwehrt, in diesem Bereich „öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse beson-
derer Art“ zu begründen und damit die Anwendung arbeitsrechtlicher Schutznormen zu ver-
meiden.5 Auch im Übrigen kommen Umdeutungen in Betracht, wenn die Ausgestaltung des
Rechtsverhältnisses dazu geeignet ist, sich zwingenden arbeitsrechtlichen Bestimmungen zu
entziehen.6 Der gesetzliche Typenzwang gilt wegen § 4 TzBfG auch für Teilzeitbeschäftig-
te.7 Ein Grundsatz, wonach der Rechtsformzwang nur für „hauptberuflich Beschäftigte“,
mithin nicht für „nebenberuflich Beschäftigte“ gelten soll, existiert nicht. Ein solcher
wäre zudem vor dem Hintergrund des Art. 3 Abs. 1 GG, dessen einfachgesetzliche Aus-
gestaltung das Diskriminierungsverbot des § 4 TzBfG ist, auch nicht verfassungsgemäß,
da er eine nur an die Arbeitszeit anknüpfende Diskriminierung darstellen würde.

5 Übungsleiter, die in den Anwendungsbereich der Steuerbegünstigungen des § 3
Nr. 26 ff. EStG fallen, können Arbeitnehmer des Vereins bzw. der steuerbegünstigten
Körperschaft sein. Der Umstand, dass das zugrunde liegende Rechtsverhältnis in steuer-
licher Hinsicht (die Erlöse sind summenbegrenzt steuerfrei nach § 3 EStG) und in sozial-
versicherungsrechtlicher Hinsicht (steuerbefreite Aufwandsentschädigung zählen nicht
zum sozialversicherungspflichtigen Arbeitsentgelt, § 1 Abs. 1 Nr. 16 SvEV) irrelevant
ist, hat keine arbeitsrechtlichen Konsequenzen. Die Regelungen des MiLoG sind insoweit
mit den steuerlichen und sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen nicht harmoni-
siert worden. Es fehlt ein Hinweis darauf, dass innerhalb der Summengrenzen des § 3
Nr. 26 ff. EStG und in dessen inhaltlichen Anwendungsbereich das zugrunde liegende
Rechtsverhältnis nicht den Regelungen des Mindestlohngesetzes unterfällt. Zwar wird
man argumentieren können, dass diese Personenkreise in systematische Auslegung des
§ 22 Abs. 3 MiLoG zum Kreis der „ehrenamtlich Tätigen“ zählen; es bleibt aber das Ri-
siko, dass im Rahmen von sozialversicherungsrechtlichen Betriebsprüfungen unter Zu-
grundelegung der tatsächlich als Übungsleiter etc. geleisteten Stunden ein Phantomlohn
gebildet und dann verbeitragt wird. Eine Klarstellung des Gesetzgebers steht daher aus.

6 Vorstände von Aktiengesellschaften, Vereinen sowie Geschäftsführer von GmbHs sind
keine Arbeitnehmer, ungeachtet des vereinbarten Beschäftigungsumfangs. Geschäftsfüh-
rer von Vereinen, die keine Organstellung haben, sind indes Arbeitnehmer. Dasselbe gilt
für haupt- oder nebenberuflich tätige besondere Vertreter nach § 30 BGB in Vereinen.

5 BAG v. 14.9.2011 – 10 AZR 466/10, NZA-RR 2012, 616.
6 BAG v. 14.9.2011 – 10 AZR 466/10, NZA-RR 2012, 616.
7 Offengelassen: BAG v. 18.7.2007 – 5 AZR 854/06, NZA-RR 2008, 103.
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§ 2 Gleichbehandlungsgebot, § 4 TzBfG

Dr. Stephan Osnabrügge

A. Gesetzliche Grundlagen und Inhalt

1Teilzeitarbeit und deren rechtliche Gleichbehandlung ist erst seit etwa den achtziger Jah-
ren des vorigen Jahrhunderts in den Blick des Gesetzgebers gerückt. Ein Meilenstein war
zweifellos das Inkrafttreten des Beschäftigungsförderungsgesetzes 1995 (BeschFG),
das erstmals den Grundsatz der „Gleichbehandlung der Teilzeit“ normierte. Eine Ein-
beziehung der unter sozialversicherungsrechtlichem Blickwinkel entstandenen Sonder-
formen der Teilzeitarbeit gab es zunächst nicht. Das Teilzeit- und Befristungsgesetz,
das zum 1.1.2001 das BeschFG abgelöst hat, bezieht kraft ausdrücklicher Regelung in
§ 2 Abs. 2 die geringfügige Beschäftigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV (Entgeltgering-
fügigkeit) nunmehr auch ausdrücklich in den Regelungsbereich ein. Auch kurzfristige ge-
ringfügige Beschäftigungen nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV unterfallen dem TzBfG, sofern
sie in einem Teilzeitarbeitsverhältnis erbracht werden. Die Nichterwähnung in § 2 Abs. 2
TzBfG resultiert lediglich daraus, dass kurzfristige Beschäftigungen ebenso gut in einem
Vollzeitarbeitsverhältnis erbracht werden können.

2Die Gleichbehandlung von Vollzeit- und Teilzeitarbeitnehmern war eines der maß-
geblichen Ziele, die man mit dem BeschFG verfolgte.1 Demgemäß konkretisierte das
BeschFG in § 2 Abs. 1 den Gleichbehandlungsgrundsatz für Teilzeitarbeitskräfte. § 2
BeschFG lautete:

§ 2 BeschFG Verbot der unterschiedlichen Behandlung

(1) 1Der Arbeitgeber darf einen teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer nicht wegen der Teilzeit-
arbeit gegenüber vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmern unterschiedlich behandeln, es sei denn,
dass sachliche Gründe eine unterschiedliche Behandlung rechtfertigen.

(2) 1Teilzeitbeschäftigt sind die Arbeitnehmer, deren regelmäßige Wochenarbeitszeit kürzer
ist als die regelmäßige Wochenarbeitszeit vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer
des Betriebes. 2Ist eine regelmäßige Wochenarbeitszeit nicht vereinbart, so ist die regelmäßige
Arbeitszeit maßgeblich, die im Jahresdurchschnitt auf eine Woche entfällt.

3Die Norm des § 2 Abs. 1 BeschFG war dabei nicht konstitutiv, sondern konkretisierte den
allgemeinen und aus Art. 3 Abs. 1 GG erwachsenden arbeitsrechtlichen Gleichbehand-
lungsgrundsatz.2

1 Regierungsbegründung vom 4.5.1983, BR-Drucks 393/84, 17.
2 MünchArbR/Schüren, Bd. 1., § 49 Rn 40; Moosler, in: AR-Blattei SD, 1560 Teilzeitarbeit Rn 27; Schaub,

Arbeitsrechts-Handbuch, § 43 Rn 44.
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4 Der so ausformulierte Gleichbehandlungsgrundsatz ist heute in § 4 TzBfG normiert. Wäh-
rend die §§ 1, 7 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) eine Diskriminierung auf-
grund von Merkmalen verbieten, die mit der Person des einzelnen Arbeitnehmers verknüpft
sind, verbietet § 4 TzBfG die ungerechtfertigte Ungleichbehandlung von Arbeitnehmern
aufgrund der Besonderheiten ihres Arbeitsvertrages. Ein teilzeitbeschäftigter Arbeitneh-
mer darf wegen der Teilzeitarbeit nicht schlechter behandelt werden als ein vergleichbarer
vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer, es sei denn, dass sachliche Gründe eine unterschiedli-
che Behandlung rechtfertigen. Dies gilt insbesondere auch mit Blick auf das Entgelt: Einem
teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer ist Arbeitsentgelt oder jede andere teilbare geldwerte
Leistung mindestens in dem Umfang zu gewähren, der dem Anteil seiner Arbeitszeit an
der Arbeitszeit eines vergleichbaren vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers entspricht. Maß-
geblich ist primär die Vergleichbarkeit der Tätigkeit. Diese funktionale Sichtweise ist aller-
dings dann nicht maßgeblich, wenn der Arbeitgeber bei der Leistungserbringung nicht auf
die Tätigkeit, sondern auf andere Faktoren – etwa die Betriebszugehörigkeit – abstellt,
wenn also die Funktion bzw. die Art und der Inhalt der Tätigkeit für die Leistungserbrin-
gung nicht maßgeblich sind. Entscheidend für die Vergleichbarkeit ist dann vielmehr,
wie der Arbeitgeber selbst die Gruppenbildung vorgenommen hat oder an welche Gesichts-
punkte er für die Erbringung der Leistung anknüpft.3

5 Teilzeitarbeitskräfte sind nicht nur innerhalb der Vergleichsgruppe der Teilzeitarbeits-
kräfte gleich zu behandeln, sondern vielmehr auch gegenüber den Vollzeitbeschäftigten,
soweit es um teilbare Leistungen geht, anteilig in relativer Betrachtung. Die individuelle
Dauer der Arbeitszeit ist deshalb bereits kein geeignetes Differenzierungskriterium bei
der Vergleichsgruppenbildung.

6 Ausdruck des Gleichbehandlungsgebots ist es, dass alle arbeitsrechtlichen Gesetze
grundsätzlich auch auf Teilzeitbeschäftigte anzuwenden sind, es sei denn, die maßgeb-
liche Norm ist nach ihrem Sinn und Zweck nicht anwendbar, weil sie z.B. die Einhaltung
der vollen Arbeitszeit voraussetzt.4 Nach der ausdrücklichen Regelung des § 4 Abs. 1 S. 1
TzBfG scheidet die Dauer der Arbeitszeit als Differenzierungskriterium aus. Eine Un-
gleichbehandlung wegen der Arbeitszeit liegt dabei immer dann vor, wenn die Dauer
der Arbeitszeit das Kriterium darstellt, an das die Differenzierung hinsichtlich der unter-
schiedlichen Arbeitsbedingungen knüpft.5 Eine unterschiedliche Behandlung von Teil-
zeitbeschäftigten kann nur gerechtfertigt sein, wenn sich ihr Grund aus dem Verhältnis
von Leistungszweck und Umfang der Teilzeitarbeit herleiten lässt.6

3 BAG v. 28.5.2013 – 3 AZR 266/11.
4 Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch, § 43 Rn 31 ff.
5 BAG v. 26.9.2001 – 10 AZR 714/00, BAGE 99, 140; BAG v. 15.12.1998 – 3 AZR 239/97, BAGE 90, 303; BAG

v. 24.9.2003 – 10 AZR 675/02, NZA 2004, 611.
6 BAG v. 26.9.2001 – 10 AZR 714/00, BAGE 99, 140; BAG v. 24.9.2003 – 10 AZR 675/02, NZA 2004, 611.
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7Nach § 4 Abs. 1 S. 2 TzBfG ist einem teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer Arbeitsentgelt
oder eine andere teilbare geldwerte Leistung mindestens in dem Umfang zu gewähren, der
dem Anteil seiner Arbeitszeit an der Arbeitszeit eines vergleichbaren vollzeitbeschäftig-
ten Arbeitnehmers entspricht (sog. Pro-rata-temporis-Grundsatz).

8Für die Frage, ob geringfügig Beschäftigte hinsichtlich ihrer Arbeitsvergütung entgegen
§ 4 Abs. 1 TzBfG schlechter behandelt werden als Vollzeitbeschäftigte, kommt es auf
einen Vergleich mit dem Bruttoentgelt vollzeitbeschäftigter Mitarbeiter an, unabhängig
davon, dass sich aus unterschiedlichen steuerlichen Belastungen aber auch aufgrund
unterschiedlicher sozialversicherungsrechtlicher Beurteilung für Teilzeitbeschäftigte
deutliche Netto-Vorteile ergeben können.7

9§ 4 Abs. 1 S. 2 TzBfG konkretisiert das allgemeine Diskriminierungsverbot des § 4
Abs. 1 S. 1 TzBfG; es handelt sich somit um ein einheitliches Verbot der sachlich nicht
gerechtfertigten Benachteiligung wegen der Teilzeitarbeit. Dies hat zur Konsequenz,
dass eine Ungleichbehandlung beim Entgelt zulässig, ggf. sogar geboten ist, wenn
ein sachlicher Grund hierfür vorliegt. Der Gleichbehandlungsgrundsatz gebietet nicht
die gleiche Behandlung ungleicher Sachverhalte, sondern verbietet eine ungleiche Be-
handlung gleicher Sachverhalte. Bei der Gewährung von pauschalen Zulagen ist daher
eine Reduzierung pro rata temporis entsprechend der Arbeitszeit keine Ungleichbe-
handlung, sondern vielmehr Ausdruck des Gleichbehandlungsgebots gem. § 4 Abs. 1
S. 2 TzBfG.8 Der sachliche Grund muss indes die Ungleichbehandlung auch tragen.
Geringfügig Beschäftigte, die in Bezug auf Umfang und Lage der Arbeitszeit keinen
Weisungen des Arbeitgebers unterliegen, dürfen bei gleicher Qualifikation für die iden-
tische Tätigkeit keine geringere Stundenvergütung erhalten als vollzeitbeschäftigte
Arbeitnehmer, die durch den Arbeitgeber verbindlich zur Arbeit eingeteilt werden.
Eine höhere Stundenvergütung, die die Anpassungsfähigkeit des Arbeitnehmers an un-
terschiedliche Arbeitszeiten besonders vergütet, wäre indes zulässig.9 Die besondere
steuer- und sozialversicherungsrechtliche Behandlung geringfügig Beschäftigter stellt
keinen sachlichen Grund für eine geringere Bezahlung dar.10

10Eine Ungleichbehandlung von Teilzeitbeschäftigten und Vollzeitbeschäftigten kann in
vielen Fällen auch eine mittelbare Diskriminierung wegen des Geschlechts sein, da
die entsprechende Benachteiligung aufgrund der Beschäftigungsquoten typischerweise
überwiegend Frauen betrifft. Nach wie vor sind in Deutschland vorwiegend Frauen in Teil-
zeit beschäftigt. 2016 war fast jede zweite erwerbstätige Frau von 20 bis 64 Jahren (47 %) in
Teilzeit tätig. Auch wenn sich dies 2024 auf 35 % (Frauen ohne Kinder) reduziert hat, ist der

7 LAG Düsseldorf v. 3.2.2011 – 5 Sa 1351/10, LAG Hamm v. 29.7.2011 – 18 Sa 2049/10.
8 BAG v. 24.9.2008 – 10 AZR 634/07, NZA 2008, 1422.
9 BAG v. 18.1.2023 – 5 AZR 108/22.

10 BAG v. 18.1.2023 – 5 AZR 108/22.
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Anteil der Männer mit einem Teilzeitjob in Deutschland hingegen weiterhin klein. Nur etwa
12 Prozent der erwerbstätigen Männer zwischen 15 und 65 Jahren arbeiteten im Jahr 2024 in
Teilzeit.11 Art. 119 EWG-Vertrag erfasst nach ständiger Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofs nicht nur die unmittelbare, sondern auch die mittelbare Diskriminierung we-
gen des Geschlechts.12 Eine mittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine Regel zwar un-
terschiedslos auf Männer und Frauen anzuwenden ist, die Benachteiligung aber erheblich
mehr Frauen als Männer (oder umgekehrt) betrifft und nicht durch objektive Faktoren
gerechtfertigt ist, die nichts mit einer Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu tun ha-
ben.13 Eine mittelbare Diskriminierung liegt demnach dann nicht vor, wenn die betreffende
Regelung durch objektive Faktoren, die nichts mit einer Diskriminierung aufgrund des Ge-
schlechts zu tun haben, gerechtfertigt ist.14 Die mittelbare Diskriminierung wegen des
Geschlechts ist vom Verbot der §§ 1, 7 AGG i.V.m. § 3 AGG erfasst. In der Praxis ist diese
zusätzliche indirekte Kontrolle aufgrund des umfassenden Diskriminierungsschutzes des
§ 4 TzBfG aber nicht von besonderer Bedeutung.

11 Dem Diskriminierungsverbot des § 4 Abs. 1 TzBfG korrespondiert mit dem in § 5 TzBfG
enthaltenden Benachteiligungsverbot. Der Arbeitgeber darf einen Arbeitnehmer nicht
wegen der Inanspruchnahme von Rechten nach dem TzBfG, wozu auch die Geltendma-
chung der Unwirksamkeit einer diskriminierenden Regelung gehört, benachteiligen. Die
Vorschrift des § 5 TzBfG wiederholt das in § 612a BGB enthaltene Maßregelungsverbot
und geht inhaltlich nicht über dieses hinaus.15

B. Rechtsfolgen von Diskriminierung

12 Rechtsfolge eines Verstoßes gegen das Gleichbehandlungsgebot ist, dass eine wi-
dersprechende Regelung nach § 134 BGB (teil-)nichtig und damit unbeachtlich ist.
Im Falle der (Teil-)Nichtigkeit diskriminierender Bestimmungen gelten die §§ 306
Abs. 1, 2, § 139 BGB. Auf ein Verschulden kommt es dabei nicht an, denn der Arbeit-
nehmer verlangt keinen verschuldensabhängigen Schadensersatz, sondern Erfüllung
seines Anspruchs auf Gleichbehandlung beziehungsweise seines arbeitsvertraglichen
Anspruchs.16

13 Ist eine diskriminierende Vergütung vereinbart, hat der Teilzeitbeschäftigte Anspruch
auf die übliche Vergütung, § 612 Abs. 2 BGB, also auf den seiner Arbeitszeit entspre-

11 Quelle: Statistisches Bundesamt.
12 Z.B. EuGH v. 13.5.1986 – 170/84, AP Nr. 10 zu Art. 119 EWG-Vertrag.
13 EuGH v. 13.7.1989 – 171/88, AP Nr. 16 zu Art. 119 EWG-Vertrag.
14 BAG v. 26.2.1992 – 5 AZR 225/91, juris.
15 Annuß/Thüsing/Thüsing, TzBfG, § 5 Rn 1; Däubler, ZIP 2000, 1961, 1965; Bauer, NZA 2000, 1040.
16 BAG v. 15.10.2003 – 6 AZR 657/07, NZA 2004, 551.
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chenden Anteil der Vergütung eines Vollzeitbeschäftigten.17 Dies kann auch eine über-
tarifliche Vergütung sein.18 Besonders relevant geworden ist dies in jüngerer Zeit be-
züglich der staatlich angereizten Sonderzahlungen wie der Corona-Prämie und den In-
flationsausgleichen. Für die Frage der Diskriminierung ist dabei stets die jeweilige
Rechtsgrundlage entscheidend. Stellt eine Rechtsgrundlage allein auf das Bestehen
des Arbeitsverhältnisses zu einem Stichtag ab, dürfen Teilzeitbeschäftigte (hier: Be-
schäftigte in der Ruhephase der Altersteilzeit) nicht unterschiedlich behandelt werden
und haben folglich einen Anspruch auf die (anteilige) Prämie.19

14Neben dem vertraglichen Vergütungsanspruch, der sich aus dem Arbeitsvertrag i.V.m.
§ 612 BGB ergibt, sind Schadensersatzansprüche nicht ausgeschlossen. Das BAG hatte
die Vorgängerregelung des § 4 TzBfG, nämlich § 2 BeschFG als Schutzgesetz i.S.v.
§ 823 Abs. 2 BGB beurteilt. Dasselbe gilt folglich auch für § 4 TzBfG. Schadensersatz-
ansprüche sind somit als Rechtsfolge einer Diskriminierung nicht ausgeschlossen. In Be-
tracht kommen insbesondere Schadensersatzansprüche im Wege der Naturalrestitution,
z.B. bei Diskriminierung im Bereich der Altersversorgung.

15Beispiel

Diskriminiert ein Arbeitnehmer durch entsprechende vertragliche Regelungen einen
Arbeitnehmer im Bereich der Zusage betrieblicher Altersversorgung, so hat er diesen
Arbeitnehmer nachträglich dem Vollzeitbeschäftigten gleichzustellen. Wenn eine
Nachversicherung nicht mehr möglich ist, hat er einen gleichwertigen Versorgungs-
anspruch anderweitig zu begründen.20

16Tarifvertragliche oder einzelvertragliche Ausschlussklauseln in Arbeitsverträgen erfas-
sen nach der Rechtsprechung des BAG nicht Ansprüche auf Gleichbehandlung.21

C. Beweislastfragen

17Die Darlegungs- und Beweislast für eine diskriminierende Regelung trifft den Arbeit-
nehmer, denn § 4 Abs. 1 TzBfG enthält keine abweichende Beweislastregel. Der Arbeit-
nehmer hat somit darzulegen, dass und inwieweit er gegenüber vergleichbaren vollzeit-
beschäftigten Arbeitnehmern ungleich behandelt wurde. Demgegenüber obliegt dem

17 BAG v. 24.9.2008 – 6 AZR 657/07, NZA-RR 2009, 221.
18 BAG v. 26.5.1993 – 3 AZR 172/92, DB 1993, 2288.
19 BAG v. 25.7.2023 – 9 AZR 332/22.
20 BAG v. 13.5.1997 – 3 AZR 66/96, NZA 1997, 1294; BAG v. 29.1.1997 – 2 AZR 370/96, NZA 1997, 728; BAG

v. 16.5.1995 – 3 AZR 687/94, NZA 1996, 48.
21 BAG v. 12.6.1996 – 5 AZR 960/94, AP Nr. 4 zu § 611 BGB Werkstudent.
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Arbeitgeber der Nachweis eines sachlichen Grundes.22 Die Verteilung der Beweislast
folgt den Grundsätzen der abgestuften Darlegungs- und Beweislast.

18 Diese Beweislastverteilung ist auch mit der Richtlinie 97/80/EG vereinbar, da diese nur
die Beweislastverteilung im Rahmen der mittelbaren Diskriminierung aufgrund des Ge-
schlechts betrifft.

D. Auskunftsanspruch

19 Möchte der Arbeitnehmer zunächst außergerichtlich feststellen, ob ein Sachgrund für
eine von ihm festgestellte Differenzierung vorliegt, so steht ihm nach § 242 BGB ein Aus-
kunftsanspruch zu.23 Dieser richtet sich auf Auskunft darüber, welche Kriterien einer
unterschiedlichen Behandlung zugrunde gelegt worden sind. Dies soll dem Arbeitnehmer
ermöglichen, zu beurteilen, ob er gerichtlich gegen eine von ihm vermutete Ungleichbe-
handlung vorgehen möchte.

20 Zum 6.7.2017 ist zudem das Entgelttransparenzgesetz in Kraft getreten. Beschäftigte
können nun gem. § 10 EntgTranspG Auskunft über die Entgeltstrukturen im Unterneh-
men verlangen und daraus dann Gleichbehandlungsansprüche ableiten. Auch wenn
Ziel des Gesetzes primär ist, das Gebot des gleichen Entgelts für Frauen und Männer
bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit durchzusetzen, wird der Anspruch auch geeignet
sein, Ungleichbehandlungen wegen Teilzeit aufzudecken. Allerdings gilt der Auskunfts-
anspruch nur bei Betrieben mit in der Regel mehr als 200 Beschäftigten bei demselben
Arbeitgeber, § 12 EntgTranspG.

E. Kasuistik

21 Die Gerichte haben eine umfangreiche Kasuistik zu den Konsequenzen des Diskriminie-
rungsverbotes entwickelt. Im Folgenden sollen zu wichtigen Merkmalen relevante Ent-
scheidungen für die anwaltliche Praxis aufgezählt werden. Im Übrigen wird auf die Dar-
stellung zu den einzelnen Themenbereichen in diesem Buch sowie auf die einschlägigen
Rechtsprechungs-ABC verwiesen.24

22 Als Folge des Diskriminierungsverbotes ist es unzulässig, Teilzeitbeschäftigte aus der be-
trieblichen Altersversorgung auszunehmen.25 Allerdings kann die Höhe der Altersver-

22 BAG v. 18.1.2023 – 5 AZR 108/22; BAG v. 16.1.2003 – 6 AZR 222/01, NZA 2003, 971; BAG v. 29.1.1992 –
5 AZR 518/90, NZA 1992, 1037.

23 Laux/Schlachter, TzBfG, § 4 Rn 228.
24 Vgl. z.B. Küttner/Poeche, Teilzeitbeschäftigung Rn 76 ff.
25 BAG v. 23.3.2021 – 3 AZR 24/20; BAG v. 20.11.1990 – 3 AZR 613/89, DB 1991, 1330; BAG v. 14.3.1989 –

3 AZR 490/87, DB 1989, 2336; BAG v. 14.10.1986 – 3 AZR 66/83, DB 1987, 994.

§ 2 Gleichbehandlungsgebot, § 4 TzBfG
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sorgung entsprechend der verkürzten Arbeitszeit gekürzt werden (pro rata temporis).26

Der Arbeitnehmer hat einen Anspruch auf Verschaffung der ihm rechtswidrig versagten
Altersversorgung. Ist eine Nachversicherung nicht mehr möglich, so muss der Arbeit-
geber eine adäquate Alternativversorgung schaffen, gegebenenfalls muss er selbst in
die Versorgungszusage eintreten.27

23Unzulässig ist es, Teilzeitbeschäftigte von der Vergabe von Arbeitgeberdarlehen aus-
zunehmen, wenn Vollzeitbeschäftigten regelmäßig solche Darlehen gewährt werden.28

24Ob es zulässig ist, für Teilzeitarbeitnehmer längere Bewährungszeiten vorzusehen als
für Vollzeitbeschäftigte, hängt davon ab, ob die Bewährungszeit das steigende Erfah-
rungswissen durch den Aufstieg honorieren soll oder nicht.29 Dasselbe gilt für die Stu-
fenzuordnungen nach den Tarifwerken des Öffentlichen Dienstes. Auch der Erwerb
einschlägiger Berufserfahrung setzt keinen Mindestbeschäftigungsumfang in Höhe ei-
ner bestimmten Teilzeitquote voraus.30 Erwogen wird ein Mindestumfang von ca. 40 %,
da nur dann entsprechende Erfahrungen auch gesammelt werden können. Offen ist nach
wie vor, ob Teilzeitbeschäftigte dann in einem Jahr aus mehreren parallelen Beschäfti-
gungsverhältnissen auch zwei Jahre Vorerfahrung bei der Einstellung ableiten können.

25Unzulässig ist es, einen mit drei Viertel der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines
Vollzeitbeschäftigten tätigen Arbeitnehmer vom Bezug eines jährlich im Voraus bezahl-
ten pauschalierten Essensgeldzuschusses auszunehmen, wenn die Anspruchsvorausset-
zungen so gestaltet sind, dass alle Beschäftigten einen Zuschuss erhalten, von denen zu
erwarten ist, dass sie typischerweise ein Mittagessen während ihrer Arbeitszeit einneh-
men, und dies auf den Teilzeitbeschäftigten ebenfalls zutrifft.31

26Besondere Vergünstigungen, die mit der Lage der Arbeitszeiten zusammenhängen, kön-
nen Teilzeitbeschäftigte nicht kompensiert verlangen. So haben Teilzeitbeschäftigte, de-
ren tägliche Arbeitszeit spätestens um 12:00 Uhr endet, keinen Anspruch auf bezahlte
Freistellung an Tagen, an denen der Arbeitgeber ab 12:00 Uhr Arbeitsbefreiung unter
Fortzahlung der Bezüge gewährt.32 Gewährt der Arbeitgeber Freistellung an Brücken-
tagen, stellt dies keine Ungleichbehandlung wegen Teilzeitarbeit dar, wenn nicht die
Dauer der Arbeitszeit das Kriterium darstellt, an welches die unterschiedliche Behand-
lung bei den Arbeitsbedingungen anknüpft, sondern lediglich die Lage der Arbeitszeit.33

26 BAG v. 25.10.1994 – 3 AZR 149/94, NZA 1995, 730.
27 BAG v. 28.7.1992 – 3 AZR 173/92, DB 1993, 169.
28 BAG v. 27.7.1994 – 10 AZR 538/93, DB 1994, 2348.
29 BAG v. 2.12.1992 – 4 AZR 152/92, DB 1993, 586.
30 BAG v. 27.3.2014 – 6 AZR 571/12, BAGE 148, 1.
31 BAG v. 26.9.2001 – 10 AZR 714/00, DB 2002, 47.
32 BAG v. 26.5.1993 – 5 AZR 184/92, DB 1994, 99.
33 LAG Rheinland-Pfalz v. 13. 1.2015 – 6 Sa 484/14.

E. Kasuistik § 2
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